Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2342 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Schlagerr Burgemeister, Hösl, 
Niederalt, Röhner, Weigl und Genossen 


betr. Verbesserung des regionalen Förderungs- 
programmes (Zonenrandgebiet, Bundesaus- 
baugebiete) 


I. 

Die Bundesregierung hat in der 111. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 7. Juni 1967 erklärt, sie werde dieFörderung 
des Zonenrandgebietes und der Bundesausbaugebiete mit aller 
Kraft fortführen und „nach Möglichkeit noch steigern", ln 
ihrer Antwort auf die Stellungnahme des Bundesrates zum Ent- 
wurf des Steinkohle-Anpassungsgesetzes - Drucksadie V/2078 - 
bekräftigte die Bundesregierung ihre Feststellung vom 7. Juni 
1967, daß sie ihr regionales Förderungsprogramm „weiter mit 
aller Kraft fortsetzen werde". Anders, wie in ihrer Feststellung 
vom 7. Juni 1967, spricht die Bundesregierung aber nicht mehr 
davon, daß sie ihr regionales Förderungsprogramin „nach Mög- 
lichkeit audi noch steigern werde". Vielmehr spricht sie nur- 
mehr davon, daß sie „dieses regionale Förderungsprogramm 
in seiner Effizienz ständig verbessern wolle". 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Liegt in dieser unterschiedlichen Wortfassung eine sachliche 
Änderung ihrer Zielsetzung, insbesondere über die weitere 
Ausweitung des Volumens für das regionale Förderungs- 
programm ? 

2. Liegt in dieser unterschiedlichen Wortfassung insbesondere 
die Andeutung einer Möglichkeit, daß 

a) das regionale Förderungsprogramm zunächst z. B. für die 
Dauer der vorerst befristeten zusätzlichen Hilfsmaßnahmen 
für das Ruhrgebiet, nicht mehr gesteigert oder gar 

b) vorübergehend in seinem Volumen gekürzt werden oder 

c) die Art der Förderungsmaßnahmen geändert werden muß ? 
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II. 

Der Bundesrat hat seiner Stellungnahme zu dem Steinkohle- 
Anpassungsgesetz außerdem die Bundesregierung irn Hinblick 
auf ihre o. a. Erklärungen zum regionalen Förderungsprogramm 
aufgefordert, „nunmehr konkrete Maßnahmen zur Erfüllung 
ihrer Ankündigungen einzuleiteri und die Gewährung einer 
Investitionsprämie auch bei der Neuansiedlung und Erweite- 
rung von Betrieben in den Zonenrand- und Bundesausbau- 
gebieten unter bestimmten Voraussetzungen vorzusehen. Die 
Bundesregierung hat zwar die Ausdehnung des regionalen 
Anwendungsbereiches der Investitionsprämie nach § 26 des 
Steinkohle-Anpassungsgesetzes insbesondere wegen der damit 
verbundenen finanziellen Mehrbelastung abgelehnt, jedodi zu- 
gesagt, die Vorschläge des Bundesrates und die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen nodimals sorgfältig zu prüfen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung zwischenzeit- 
lich die Vorschläge des Bundesrates zu den Auswirkungen 
des Steinkohle-Anpassungsgesetzes u. a. auf die Ansiedlung 
von Industriebetrieben im Zonenrandgebiet und in den stand- 
ortmäßig benachteiligten Bundesförderungsgebieten geprüft? 


III. 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Besorgnis, 
daß die Beschränkung der Investitionsprämie gemäß § 26 des 
Steinkohle-Anpassungsgesetzes insbesondere die Chancen des 
Zonenrand- und der Bundesausbaugebiete verringert, neue 
Industriebetriebe für eine Ansiedlung zu gewinnen? 

Sind im übrigen im Zusammenhang mit der Verbesserung der 
Effizienz der Förderungsmaßnahmen Änderungen bei den ein- 
zelnen Zonenrandhilfen, insbesondere bei der Frachthilfe, ge- 
plant, ggf. welche und in weldrem Umfang? 


IV. 

a) Wie wurden die Mittel der beiden Investitionshaushalte 
nach der Art der Maßnahmen und ihrem finanziellen Um- 
fang zwischen den Zonenrandgebieten, den unterentwickelten 
Gebieten, insbesondere auch den Gebieten mit überdurcii- 
sdinittlicher Arbeitslosigkeit und den sonstigen Gebieten, 
insbesondere den Ballungsräumen, aufgeteilt? 

b) Wie haben sich die Mittel der beiden Investionshaushalte 
auf die Wirtschafis- und Konjunkturlage des Zonenrandge- 
bietes, der unterentwickelten Gebiete, der Gebiete mit über- 
durchschnittlicher Arbeitslosigkeit (Kurzarbeit) ausgewirkt? 
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V. 

Wie gedenkt die Bundesregierung für einen besseren Ausbau 
der Wege an der Zonengrenze zu sorgen, die durch die grenz- 
überwachenden Behörden ständig beschädigt werden? 


Bonn, den 4. Dezember 1967 
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